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Macheten-Brandner aus Ihrer Fraktion zum Beispiel 
gegen Heiko Maas. Es geht weiter, wenn Sie hier 
regelmäßig den Krieg erklären, zur Jagd aufrufen 
oder – Herr Gauland, das haben Sie selbst gesagt – 
„diese Politik bis aufs Messer bekämpfen“ wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

Es endet noch lange nicht, wenn Bernd Höcke oder 
Jens Maier NPD-reife Schlussstrichreden zum angeb-
lichen Schuldkult halten oder Herr Gauland mal 
wieder die Verbrechen der Wehrmacht relativiert.  

(Jürgen Braun [AfD]: Die Freunde der 
Linken sind gewalttätig, Herr Müller!) 

Ja, das sind bewusste Provokationen. Sie setzen 
auf einen langsamen Gewöhnungseffekt. Sie setzen 
darauf, immer größere Teile der extremen Rechten 
bei der AfD zu versammeln. Sie wollen entscheiden, 
wann Sie das nächste Mal die Maske ein Stück weiter 
nach unten ziehen. Da passen Ihnen Demokratinnen 
und Demokraten, Antifaschistinnen und Antifaschis-
ten, Antirassistinnen und Antirassisten,  

(Lachen bei der AfD) 

aber eben auch engagierte Journalistinnen und Jour-
nalisten überhaupt nicht in den Kram. Sie durch-
kreuzen Ihre Provokationsstrategie, weil sie rechte 
Netzwerke um die AfD enttarnen, rechtsextreme 
Biografien in Ihren Reihen offenlegen und für eine 
demokratische Öffentlichkeit sorgen.  

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Genau deswegen werden wir auch in Zukunft die 
Arbeit der durch „Demokratie leben!“ geförderten 
Projekte gerade gegen rechts unterstützen. Auf Die 
Linke ist da Verlass.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. – Ein 
letztes Wort zur SPD. Manuela Schwesig verdanken 
wir, dass die unsägliche Extremismusklausel 2014 
gekippt wurde.  

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie hat damals gesagt:  

Die Extremismusklausel war ein schwerer Feh-
ler. Sie stellte einen Generalverdacht dar. Sie 
war Misstrauen gegenüber Initiativen, Vereinen 
und Verbänden, die sich gegen Rechtsextre-
mismus engagieren. Was die zivilen Akteure vor 
Ort brauchen, ist: Vertrauen und Unterstützung.  

Dem ist nichts hinzuzufügen. Das galt 2014 nicht 
anders, als es 2018 gilt. 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Thomas Oppermann:  
Nächste Rednerin ist Monika Lazar von der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und 

Kollegen! Der Antrag der AfD hat mich doch etwas 
verblüfft. Da fordert ausgerechnet eine Partei ein 
Bekenntnis zur freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung, die selbst das demokratische Grundver-
ständnis so manches Mal vermissen lässt.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der SPD) 

Werte wie die gleiche Würde aller Menschen und die 
Gleichheit vor dem Gesetz werden von der AfD re-
gelmäßig konterkariert; Beispiele sind hier schon 
genannt worden.  

Auch scheint der AfD unbekannt zu sein, dass die 
Klausel schon 2012 vom Verwaltungsgericht Dres-
den für rechtswidrig erklärt wurde.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie des Abg. Norbert Müller 
[Potsdam] [DIE LINKE]) 

Der Pirnaer Verein AKuBiZ hatte sich damals ge-
weigert, die Klausel zu unterzeichnen, geklagt und 
recht bekommen. Juristische Einwände gab es auch 
vom Verwaltungsrechtler Ulrich Battis, und auch ein 
Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Bundestages bescheinigte der Klausel rechtliche 
Mängel. 

Die staatlich geförderten Träger sind zumeist 
langjährige und kompetente Ansprechpartner. 

(Lachen bei der AfD – Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Ja, ja! Frau Kahane! Von 
der Stasi direkt da hin! – Gegenruf der 
Abg. Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die kennen Sie doch gar 
nicht! Sie haben doch keine Ahnung!) 

Es sind zivilgesellschaftliche Initiativen, die sich oft 
in schwierigen Regionen unseres Landes für die 
Demokratie engagieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der SPD – Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Das ist die Demokratie, 
die Sie sich vorstellen, aber nicht unsere!) 

Sie verdienen unseren Respekt, unser Vertrauen und 
unsere Unterstützung. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Kompe-
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tenztraining in der DDR! – Tabea Rößner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN], an die 
AfD gewandt: So ein Quatsch!) 

Wegen der Klausel hatten damals viele Träger auf 
Fördermittel verzichtet. Sie haben sie nicht unter-
zeichnet, weil sie sie als diffamierend empfanden. 
Einige Beispiele möchte ich Ihnen nennen.  

Die Initiativen aus Sachsen waren damals doppelt 
gestraft, weil das Landesprogramm in Sachsen ver-
langte, dass nicht nur die Partner unterzeichnen, 
sondern sich auch alle anderen Beteiligten mit einer 
Unterschrift zum Grundgesetz bekennen müssen.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Dr. Alexander Gauland [AfD]: Es 
ist viel verlangt, für das Grundgesetz ein-
zutreten!) 

Das führte zu folgender völlig absurden Szene: 
2012 lud die Gesellschaft für Christlich-Jüdische 
Zusammenarbeit zwei tschechische Redner zu einer 
Diskussion nach Dresden ein. Der eine war ein Kind 
von Holocaust-Überlebenden, Vorsitzender der Fö-
deration der jüdischen Gemeinden in der Tschechi-
schen Republik und Vizepräsident des Jüdischen 
Weltkongresses, der andere der Stellvertretende De-
kan der Karls-Universität Prag. Die tschechischen 
Redner sollten sich zum deutschen Grundgesetz be-
kennen. Die Bitte des Projektträgers an das sächsi-
sche Innenministerium, von der Unterschrift abzu-
lassen, wurde ausgeschlagen. Daraufhin verzichtete 
der Verein auf die Fördermittel. 

(Abg. Thomas Ehrhorn [AfD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Thomas Oppermann:  
Frau Lazar, gestatten Sie eine Zwischenfrage von 

der AfD? 

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Nein, von der AfD nicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der SPD – Zurufe von der 
AfD: Hört! Hört! – Gegenruf des Abg. 
Mahmut Özdemir [Duisburg] [SPD]: 
Wenn man eine Lehrstunde bekommt, 
muss man auch zuhören! – Britta Haßel-
mann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 
können doch einfach mal zuhören!) 

Die Stadt Riesa, ebenfalls in Sachsen, erhielt einen 
Zuwendungsbescheid. Die Stadt sollte sich jetzt 
schriftlich zur Verfassung bekennen. Der Finanzbür-
germeister unterschrieb mit ungutem Gefühl und 
fragte, ob er jetzt auch für die Grundgesetztreue der 
damaligen NPD-Stadträte unterzeichnen solle. Er 
fragte die Rechtsaufsicht in Meißen. Der Amtsleiter 
wusste auch nicht so recht, was er von dem Fall zu 

halten habe. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Was soll 
die Geschichte?) 

Das soziokulturelle Zentrum „Die VILLA“ in 
Leipzig lehnte die Unterzeichnung der Klausel ab mit 
der Begründung: Seit 21 Jahren arbeiten wir wun-
derbar mit den Behörden zusammen. Warum müssen 
wir unsere Verfassungstreue mit einer Unterschrift 
bestätigen? 

In Bayern wollte das Fürther Bündnis gegen 
Rechtsextremismus die Klausel nicht unterzeichnen.  

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Alles De-
mokraten! Alles ganz große Demokraten!) 

Dadurch entfielen Projekte wie „Spurensuche in 
Fürth“ und eine Bildungsreise mit Jugendlichen nach 
Auschwitz.  

All diese Beispiele zeigen: Diese Klausel braucht 
niemand. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der SPD) 

Sie behindert bürgerschaftliches Engagement in un-
serem Land. Demokratie lebt von Menschen, die sich 
für die Werte des Grundgesetzes engagieren  

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Genau, und 
nicht für die Erziehung ihrer Feinde!) 

und alle Formen gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit klar zurückweisen. Insofern gehört die AfD 
nicht zu den Kämpfern für unsere Demokratie. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie bei Abgeordneten der LIN-

KEN) 

Wer wirklich Demokratie stärken will, steht an der 
Seite derer, die sich mit Projekten mutig gegen Ras-
sismus, Antisemitismus und Diskriminierung enga-
gieren. Dazu gehören eine solide und verlässliche 
Finanzierung  

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Klar!) 

und eine gute Zusammenarbeit von Staat und Zivil-
gesellschaft, und zwar auf Augenhöhe und ohne 
Generalverdacht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der SPD – Armin-Paulus 
Hampel [AfD]: Wie in Hamburg!) 

Demokratie ist keine Selbstverständlichkeit. Wir 
müssen sie kontinuierlich weiterentwickeln und uns 
stets um sie bemühen. 

Als Ostdeutsche, die 1989 bei der friedlichen Re-
volution mit dabei war und für Demokratie auf die 
Straße gegangen ist, weiß ich die Demokratie zu 
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schätzen. 

(Armin-Paulus Hampel [AfD]: Dann müs-
sen Sie doch etwas gelernt haben! – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ratschläge von Hampel brauchst 
du nicht!) 

Eine Misstrauenskultur, wie sie von Ihnen in Ihrem 
Antrag vorgeschlagen wird, brauchen wir jedenfalls 
nicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Thomas Oppermann:  
Als nächste Rednerin rufe ich Dr. Frauke Petry 

auf, die keiner Fraktion angehört. 

Dr. Frauke Petry (fraktionslos):  
Sehr geehrter Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Alles, was es zum vorliegenden 
Antrag zu sagen gibt, hat die Familienministerin der 
Union im Jahr 2010, Frau Schröder, auf den Punkt 
gebracht – Zitat –: 

Wer würde … einem bekennenden Pyromanen 
ein Feuerzeug in die Hand drücken, nur weil der 
sich auch bei der … Feuerwehr engagiert? 

Genau darum ging es damals bei der Einführung der 
Klausel. Sie sollte dafür sorgen, dass der Bock nicht 
zum Gärtner gemacht wird. 

(Tabea Rößner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was ist das denn für ein Ver-
gleich? Das stimmt doch hinten und vorne 
nicht!) 

Die Demokratieklausel ist keine neue Regel. Da-
mals war man sich im bürgerlichen Lager übergrei-
fend einig, dass sie notwendig ist. Deswegen hat eine 
schwarz-gelbe Regierung sie auf den Weg gebracht. 
Schön, dass sich die FDP zum Teil noch daran erin-
nert. 

Frau Teuteberg, Ihre Kritik greift einfach zu kurz; 
denn jeder, der schon einmal einen Förderantrag 
gestellt und Fördermittel in Anspruch genommen hat, 
weiß, dass ein Antragsteller am Ende immer mit 
seinem Namen unterzeichnet und damit bestätigt, 
dass er die Regeln beachtet und in Förderberichten 
abschließend Auskunft über die Verwendung der 
Mittel gibt.  

Insofern ist das ein ganz normales Prozedere. Warum 
sollte das bei staatlichen Geldern zur Demokratieför-
derung anders sein als bei wirtschaftlicher Förderung 
von Unternehmen? 

Tatsache ist, dass diese Klausel gerade im 
links-grünen Spektrum, wie Sie sehr schön illustriert 
haben, Frau Lazar, auf große Ablehnung stößt, weil 
Sie statt Kontrolle nur Vertrauen möchten. Aber Sie 

sollten wissen, wie schnell Vertrauen zerstört werden 
kann, wenn Gelder zweckentfremdet werden, und Sie 
wissen ganz genau – wenn Sie ehrlich sind, geben Sie 
das zu –, dass dies in unserem Land regelmäßig der 
Fall ist. 

(Monika Lazar [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Deshalb brauchen wir die 
Klausel nicht!) 

Deswegen sollten Sie in diesem Hause ehrlich sein 
und die Kontrolle zulassen. Sie müssen sich gegen 
die Klausel gar nicht wehren. Wenn Ihre Vereine mit 
der Klausel kein Problem haben, dann können wir 
alle Inanspruchnehmer von Förderungen verpflichten, 
eine solche Klausel zu unterschreiben. 

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir sind sogar so demokratisch, 
dass Sie schon wieder reden dürfen!) 

Wer dies nicht tut und stattdessen lieber Projekte 
sterben lässt, zeigt sehr deutlich, worum es ihm geht: 
nicht um die Projekte,  

(Monika Lazar [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Projekte gegen Antisemitis-
mus, nicht?) 

sondern darum, das Geld ohne Kontrolle in Anspruch 
zu nehmen. Genau das ist der Grund, warum man 
einst eine solche Klausel eingeführt hat.  

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – 
Norbert Müller [Potsdam] [DIE LINKE]: 
Das ist ja abenteuerlich! So ein Unsinn!) 

Meine Damen und Herren, wenn sich die Bürger-
lichen in diesem Parlament einig wären, hätten sie 
kein Problem, den Antrag auf Einführung dieser 
Klausel zu verabschieden. Allein die Zersplitterung 
des bürgerlichen Lagers ist das größte Problem der 
Demokratie in diesem Hause. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD sowie 
des Abg. Mario Mieruch [fraktionslos]) 

Vizepräsident Thomas Oppermann:  
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, möchte 

ich gerne die von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelten Ergebnisse der Abstim-
mungen und der Wahl bekannt geben. 

Ergebnis der namentlichen Abstimmung über 
den Gesetzentwurf der AfD mit dem Titel „Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Aufenthaltsgeset-
zes“: abgegebene Stimmen 672. Mit Ja haben ge-
stimmt 84, mit Nein haben gestimmt 586, Enthaltun-
gen 2. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Bera-
tung abgelehnt. Eine dritte Beratung entfällt damit. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nicht einmal alle 

AfD-Stimmen!) 


